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hat der 6‚ Senat des Bundessozialgerichts auf die münd—
liche Verhandlung vom 140 Juli 4965 durch

iv
‘

Senatspräsident Profo Dr„ B o g s
als Vorsitzenden,

die Bundesrichter Dro L a n g k e i t und

Dro K a i s c r ' > sowie

die Bundessozialrichter Dr° L e u t k ey und
F r a n c k c

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:
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Die ReviSionaldes beklägten Berufungsausschusses und des beigela—

denen Landesverbandes der 0rtskrankenkassen gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 459 November

1962 werden zurückgewiesen,

Der beklagte Berufungsausschuß und der beigeladene Landesver—

band der Ortskrankenkassen haben den Klägern die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsvcrfahrens zu erstatteno

Die Zahnärzte Willy und Dro Christel St° — Eheleute und als

Kassenzahnärzte zugelassen — beantragten am 270 Februar 4964

bei dem zuständigen Zulassungsausschuß die Zustimmung zur Aus—

übung einer Gemeinschaftspraxis nach 5 55 der Zulassungsordnung

für Kassenzahnärzte (ZulOZ) vom 280 Mai 4957 (BGBl I, 582)() Die—

se wurde ihnen versagt unter Hinweis darauf, daß die Vorausset—

zungen des @55 Abso 2 ZulOZ nicht gegeben seien, weil die Ver—

sorgung der Versicherten eine Gemeinschaftspraxis nicht.erfor—

deren Der Widerspruch der Antragsteller wurde durch Beschluß

des Berufungsausschusses für Zahnärzte Westfalen—Lippe vom

220 Juli 4961 zurückgewiesen, Zur Begründung führte der Beru—

fungsausschuß aus, 5 55 Abs„ 2 ZulOZ sei als geltendes Recht

in vollem Umfange anwendbaro Die Urteile des Bundesverfassungs—

gerichts (BVerfG) vom 250 März 4960 (BVerfGE 44, 50) und vom

80 Februar 4964 (BVerfGE 42, 441), durch die 5 568 & Abso 4

der Reichsversicherungsordnung (EVO) in der Fassung des Ge—
setzes über Kassenarztreeht vom 470 August 4955 (BGBl I, 545

als eine den £rt° 42 GG verletzende Vorschrift für nichtig

erklärt werden sei, hätten auf die Gültigkeit des 5 55 Abso 2

ZulOZ keinen Einfluß, Mit Rücksicht darauf, daß der Kassen—

zahnarzt im Gegensatz zum Nichtkassenzahnarzt in eine öffent—

eliche Ordnung eingefügt sei, müsse r sich Einschränkungen sei—
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ner Befugnisse gefallen lassen, soweit es die Sicherstellung der

kassenzahnärztlichen Versorgung erfordcreg Dafür aber, daß die

Versorgung der Versicherten eine solche Gemeinschaftspraxis er—

fordere, seien weder Anhaltspunkte vorgetragen noch ersichtlicho

Die Kläger erhoben Klage mit dem Antrag,

den Beschluß des Berufungsausschusses für Zahnärzte West—

falen—Lippe vom 220 Juli 4964 aufzuheben und diesen zu ver—

pflichten, den Klägern die Ausübung der Gemeinschaftspraxis

zu genehmigena

Die Kläger sind der
Auffassung,

daß angesichts der Liberali—

sierung der Zulassung zu den RVG—hassen durch die genannten

Entscheidungen des BVerfG kein triftiger Grund mehr bestehe,

die Bildung einer Gemeinscha;tspraxis von dem Nachweis abhän—

che Gemeinsc m<is erfordere° Ein solches Verlangen steheGS

gig zu machen, mß die Versorgung der Versicherten eine sol—

ernaf

auch im Widers “p uch zu 5 568 c Abs„ 5 BVG; n ch ieser Vor—d

schrift sei die Zulässigkeit einer Gemeinschafts mp m<is ”nach

€:den Grundsätzen der Ausüoung eine freien Berufe“ zu regeln()

Der Grundsatz der persönlichen Ausübung der Kassenpraxis

werde durch die Ausübung einer GenMe nschaftsprazis nicht ver—

')letzte Für die RVO—Patienten dürfte es auch von Vorteil sein,

‘.

venn eine Gemeins chaftspr is aus086 üb„ werde, zumal es sich

hier um Eheleute handele° ‘
;

‚‘V ‘.

Die beigeladene Kassenzahnärztliche Vereinigung (KZÄV)hat

sich dem Klageantrag angeschlosseno Hingegen haben der be—

er—0 <
.klagte Berufungsaus schuß sowie der beige ladene Lande

J-
uII IIIc

r

03C
3band der rtskrankenkassen die Klagabweisung so

Das Sozialgericht (SG) Detmold hat mit Urteil vom 210 Mär
1962 die Klage angewiesenn

Gegen dieses Urteil haben die Kläger Berufung eingelegt mit

dem Antrage, " “‘
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unter Abänderung des angefochtenen Urteils nach den in

der ersten Instanz gestellten Anträgen zu erkennen„

(.

Der Beklagte und der beigeladene Landesverband der Ortskranken—

kassen haben beantragt,

die Berufung zurückzuweiseno

Die beigéladene KZÄVhat Sich dem Antrag der Kläger angeschlossen„

Das Landessozialgerieht (LSG) hat unter Abänderung des Urteils

de

220 Juli 4964 aufgehoben und diesen verpflichtet, die Gemein—

SG den Beschluß des beklagten Berufung3ausschusses vom0)

schaftspraxis für die Kläger zu genehmigene Die Revision wurde

zugelassen (Urteil vom 459 November 4962)" Zur Begründung hat

es ausgeführt: Im Einklang mit dem SG vertrete der Senat die An—

sicht, daß die Rechtswirksamkeit des 5 55 Absc 2 ZulOZ durch den

Beschluß des BVerfG vom 80 Februar 4964 (BVerfG 42, 444) nicht

betr ffen werdeo % 55 Abso 2 ZulOZ betreffe nicht die Zulassung
zur Kassenpraxis, sendern die Art und Weise der Ausübung der

Kassenpraxiso „

Nach 5 568 c Abso 5 RVG sei in den Zulassungsordnungen festzu—

legen, unter welchen Voraussetzungen und in welchem Umfange —
nach den Grundsätzen eines freien Berufs — die Kassen(zahn)ärzte

die kassen(zahn)ärztliehe Tätigkeit gemeinsam ausüben könnteno
Gegen die Verfassungsmäßigkeit dieser Vorschrift bestünden keine

Bedenkeno Von der durch 5 568 c Abso 5 RVO gegebenen Ermächti—

gung sei in 5 55 ZulOZ Gebrauch gemachte Hiernach sei erforder—

lich, daß im konkreten Falle die Versorgung der Versicherten

ausschließlich durch die erstrebte Gemeinschaftspraxis und nicht

‚auf andere Weise sichergestellt werden könneo Unter diesen Vor—

aussetzungen sei die Genehmigung einer Gemeinschaftspraxis durch

die Zulassungsaussehüsse fast ausgeschlossen; denn es müßten

schon außergewöhnliche Umstände vorliegen, wenn die gleiche Wir—

kung nicht durch die Zulassung eines weiteren Zahnarztes oder

durch eine Praxisgemeinsehaft im Sinne des 5 55 Abs° 4 ZulOZ er—
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reicht werden könne, Die Ermächtigung des 5 568 c Abso 5 EVO

habe darauf abgestellt, daß die gemeinsame Ausübung kasscn—

zahnärztlicher Tätigkeit den Grundsätzen der Ausübung eines

freien Berufs folgen müßteo Diese hätten in der Regel in den

Berufsordnungen ihren Niede*schlag gefunden, Die Berufsordnung

der Zahnärztekammer Westfalen—Lippe vom 20„ Juli 4955 bestim—

me, daß die Ausübung einer Gemeinschaftspraxis durch Zahnärzte

nur zulässig sei, wenn die Zahnärztekammer festgestellt habe,

daß die beabsichtigte Ausübung der Gemeinschaftspraxis nicht

die Interessen der Patienten gefährdeo Dieser Grundsatz sol—

le nach dem hülen des Gesetzgebers nicht nur für die zahnärzt—

liche Praxis, sondern auch für die davon kaum streng zu tren—

nende Kassenpraxis gelten„ Hierzu stehe @ 55 Abs„ 2 Zul0Z in

auffälligem Widersprucho Es sei nicht erkennbar, daß die Si—

cherstellung der kassenärztliehen Versorgung eine so ein—

schneidcnde Maßnahme fordere„ Dem Erf rdernis einer geordne—

ten zahnärztlichen Versorgung der Versiche1ten werde auch dann

genügend Rechnung getragen, wenn die kassenärztliche Versor—

gung durch die Bildung der erstrebtcn Gemeinschaftspraxis nicht

gefährdet werdea Die Bestimmung des 5 55 Abs‚ 2 ZulOZ über—

schreite daher den Rahmen der Ermächtigung in 3 568 c Ab50 3

RVO und sei somit unwirksam„ Voraussetzung für die Zustim—

mung sei daher nur, daß die kassenzahnärztliche Versorgung

der Ve*sicherten durch die Bildung der erstrebten Gemein—

schaftspraxis nicht gefährdet werde und landesrechtliche

Vorschriften über die zahnärztliche Berufsausübung nicht

entgegenstünden„ Da im vorliegenden Falle eine Gefährdung

nicht festzustellen sei und auch landesrechtliche Vorschrif—

ten über die zahnärztliche Berufsausübung der Bildung der Ge—

meinsehaftspraxis nicht entgegenstündcn, sei der Beschluß des

Beklagten aufzuheben und der Beklagte zur Genehmigung der Ge—

meinschaftspraxis zu verurteilen„

Der beklagte Berufungsausschuß und der beigeladene Landesver—

band der Ortskrankenkassen haben gegen dieses Urteil Revision

eingelegt mit dem Antrag8‚
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unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Berufungen

der Kläger gegen das Urteil des SG zurückzuweisenb

Der Beklagte hat Zur Begründung seiner Revision im wesentlichen

ausgeführt, das LSG sei zwar mit Recht davon ausgegangen, daß
@55 Abs„ 2 ZulOZ nicht gegen Art° 42 GG verstoßeo @55 Abs, 2
ZulOZ halte sich aber auch im Rahmen der in 5 568 c Abs, 5 EVO

gegebenen Ermächtigung° Es treffe nicht zu, daß @ 55 Abso 2

ZulOZ die Ausübung einer Gemeinschaftspraxis derart beschränke,

daß sie fast niemals wirksam werden könne„Man müsse davon aus—

gehen, daß der Gesetzgeber in 5 568 c Abso 5 RVO mit dem Hin—

weis auf die Grundsätze über die Ausübung eines freien Berufe

noch einmal habe hervorheben wollen, daß der Arzt grundsätzlich

zur Ausübung der Praxis persönlich und allein verpflichtet

seio Daher.sei die Ausübung der Gemeinschaftspraxis auch nicht

grundsätzlich für zulässig erklärt, sondern es sei nur die Mög—

lichkeit der Genehmigung einer Gemeinschaftspraxis als Ausnahme

im Rahmen der durch die ZulOen noch näher festzulegenden Vor—

aussetzungen eröffnet werden() Die ärztlichen und zahnärztlichen

Berufsordnungen seien in der Frage der Zulassung der Gemein—

schaftspraxis immer zurückhaltend gewesen, da sich die Notwené

digkoit der persönlichen Ausübung des Arzt—Zahnarzt—Berufes aus
der Natur dieser Berufe selbst ergcbe und jeder Patient ein be—

greifliches Interesse daran habe, von einem bestimmten Arzt oder

Zahnarzt persönlich behandelt zu werdeno Selbst wenn aber @ 55
Abs, 2 ZulOZ sich nicht im Rahmen der Ermächtigung halten sollte,

könne das LSG sich nicht selbst zum Verordnungsgeber aufschwin—

gen und eine neue Fassung des 5 55 Abso 2 ZulOZ seiner Entschei-

_
dung zugrunde legen„ '

Auch der beigeladene Landesverband der Ortskrankenkassen hat in

seiner Begründung ausgeführt, daß die vom LSG beanstandete Rege—

lung rechtmäßig sei° Durch die Genehmigung einer Gemeinschafts—

praxis werde das den Versicherten zustehende Recht, unter den

enärzten frei zu wählen, verkürzte Ferner werde die Verant—s

wortlichkeit der Fraxisinhabcr verwischto
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Die beigeladene KZÄVhat die Zurückweisung der Revisionen be—

antragt° Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffendo

Die übrigen Beteiligten haben sich im Revisionsverfahren nicht'

geäußerto

Die Revisionen sind nicht begründet„ Das LSG hat mit Recht den

angefochtenen Beschluß des beklagten Berufungsausschusses auf—

gehoben und diesen zur Erteilung der Zustimmung zur Ausübung

einer Gemeinschaftspraxis verurteilte ’

, \

Unter einer Gemeinschaftspraxis versteht man im Unterschied

zur Praxisgemeinschaft (gemeinsame Nutzung von Praxisräumen und

Praxiseinrichtungen sowie die gemeinsame Beschäftigung von
Hilfspersonul, vglo @ 55 Abso 4 Satz 1 ZulOZ) die gemeinschaft—

liche Behandlung von Patienten, gemeinsame Karteiführung und

Abrechnung aller Fälle unter einem Namen (Heinemann—Liebold,

Kassenarztrecht, Bd, I, 40 Aufl„, 100 Lieferung, August 1964,

5 55 ZulO—Ärzte, Anm„ 2), Die Zustimmung zur Ausübung einer
Gemeinschaftspraxis kann nach 5 55 Abso 2 Satz 4 ZulOZ nur
erteilt werden, "wenn die Versorgung der Versicherten es er—
fordert"o Hiernach muß die Versorgung der Versicherten gerade

durch die erstrebte Gemeinschaftspraxis nd nicht auf andere

Weise sichergestellt werden können (Heinemann—Licbold aaO,

420 Lieferung, Mai 1965, 5 55 ZulO—Ärzte, Anm„ 5, So II 955
Krasney, ÄM 1962, 4210, 4214)° Die allgemeinen Vorteile, die

eine Gemeinschaftspraxis regelmäßig mit sich bringt — gegen—

seitige Vertretung, Assistenz und Beratung — reichen daher

nach dieser Bestimmung für die Zulassung einer Gemeinschafts—

praxis nicht ausc Da aber die Kläger keine Gründe dafür vor—

getragen haben und solche auch sonst nicht ersichtlich sind,

daß die Versorgung der Versicherten nicht auch durch Einzel—

tätigkeit der Kläger bzw, durch eine Praxisgemeinschaft gewähr—

leistet ist, müßte die beantragte Zustimmung den Klägern ver—
sagt werden, wenn 5 55 Abso 2 ZulOZ in der vorliegenden Fassung

rechtmäßig wäre„ Das ist aber nicht der Bello

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ g _

Die genannte Bestimmung beruht auf 5 568 e Abso 5 RVGo Wie

der erkennende Senat im Zusammenhang mit der Frage der Zuläs—

sigkeit der Beschäftigung von Assistenten bereits entschieden

hat (BSG20,52‚55f5.8, 256, 260), genügt diese Vorschrift
den Anforderungen des Art, 80 Abs, 4 So 2 GG, wonach ”Inhalt,

Zweck und Ausmaß" der erteilten Ermächtigung in dem Gesetz

bestimmt sein müsseno Naeh der Rechtsprechung des BVerfG

reicht es aus, wenn sich Inhalt, Zweck und Ausmaß der Ermäch—

tigung aus dem ganzen Gesetz unter Berücksichtigung des Sinn—

zusammenhangs der Norm mit anderen Vorschriften und des Zieles

der gesetzlichen Regelung entnehmen lassen (BVerfGE 8, 274,

507)° Demnach ist bei Beachtung des Leitgedankens des gesamten

Zulassungsrechts, nämlich der Sicherstellung der kassenzahn—

ärztlichen Versorgung, in Verbindung mit dem ausdrücklichen

Hinweis auf die "Grundsätze der Ausübung eines freien Berufs“

die in 5 568 e Abso 5 BVG gegebene Ermächtigung so klar um—

grenzt, daß sie als hinreichend bestimmt im Sinne des Arto

80 Abs() 4 Satz 2 GG angesehen werden muß,

5 568:Abs° 5 BVD verstößt auch nicht gegen Art, 42 GGo Durch
@ 568 c Abs„ 5 BVG wird die Freiheit der Berufswahl nicht be—

rührt° Daher können die vom BVerfG in den Urteilen vom 250

März 4960 (BVerfG 44, 50) und 80 Februar 4964 (BVerfG 42, 444)

aufgestellten Grundsätze, wonach die Zulassung der Ärzte

auf Grund einer Verhältniszahl mit Arte 42 Abs, 4 GG nicht

vereinbar ist, auf 5 568 c Abs, 5 RVO nicht angewandt werdeno

Das BVerfG hat in seinen Entscheidungen zwar ausgeführt,

daß “alle Vorschriften, die dem Vollzuge des @ 568 a Abso 4
Satz 4 RVG in seiner verfassungswidrigen Funktion als Mittel

der Zulassungsbeschränkung dienen", insoweit mit der Entschei—

dung gegenstandslos werdeno Dementsprechend meinen Jantz—Prange

(Kassenarztrecht, 80 Lieferung 4960, Vorbema zu 5 568 e), daß

auch @ 568 c Abs, 5 RVO verfassungswidrig sei, weil die Er—

mächtigung des 5 568 0 BVG und die hierauf gestützte Zulassungs

ordnung dem Vollzuge des @ 568 a Abs„ 4 Satz 4 RVO diene, Die—

ser Auffassung kann Jedoch nicht gefolgt werdeno 5 568 c Abso5
...'RVO enthält nur Cine Beschränkung der Berufsausuoung und be—

... 9__
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trifft nicht die Berufswahl der Kläger oder ihre Zulassung zur
Kassenpraxiso Durch eine Gemeinschaftspraxis wird eine Kassenarzt—

praxis nur in anderer Form ausgeübt, als es sonst der Fall ist„ Als

bloße Beschränkung der Berufsausübung ist diese aber bereits zuläs—

sig, wenn vernünftige Gründe des Gemeinwohls dafür bestehen; Ge—

sichtspunkte der Zweckmäßigkoit sind ausreichend, wenn die Rege—

lung für die Betroffenen zumutbar und nicht übermäßig belastend

ist (BVerfG 7, 577, 406; ’I’l, 50, 42; ’l6, 286, 297)„ Daß aber bei
‚der gemeinsamen Ausübung der kassenzahnärztlichon Tätigkeit die

Grundsätze des freien Berufs und die sich aus der Sicherstellung

der kassenzehnärztliChdiVersorgung ergebenden Grenzen beachtet

werden, kann ohne Bedenken als vernünftiger Grund des Gemeinüohls

im Sinne der Rechtsprechung des BVerfG angesehen werden„ Somit ist

die Ermächtigung in 5 568 c Abso 5 EVO auch insoweit, als sie die

gemeinsame Ausübung der kassenzahnärztlichen Tätigkeit betrifft,

als eine für die betroffenen Zahnärzte zumutbare Regelung ihrer

Berufsau8übung anzusehen, die Art, 12 GG nicht verletzte

Demnach ist 5 566 e Abs, 5 EVO verfassungsmäßig und mit der aus
ihm zu entnehmenden Zielsetzung und Begrenzung für den durchfüh—

renden Verordnungsgeber verbindlich, Diese Grenzen sind, Wie das

LSG mit Recht festgestellt hat, in € 55 Abs„ 2 Satz 4 ZulOZ nicht

beachtet werdeno Die hier für die Zustimmung zur gemeinsamen Aus—

übung kassenzahnärztlicher Tätigkeit genannte Vorauss tzung:

"wenn die Versorgung der Versicherten es erfordert „„„" überschrei—

tet den Rahmen der Ermächtigungsnorm (@ 568 e Abso } RV0}0

Die “Grundsätze des freien Berufs“ haben vor allem in den Berufs—

efunden (Heinemann—Liebold aaO,

965, 5 55 ZulO—Ärzte, Anmo 5 S„ II
94 b)„ So bestimmt die Berufsordnung der Zahnärztekammer WCS"falcn—

Lippe vom 200 Juli 1955 (M81 Nordrh„—Wcstfo, 1957, 826) in 9 143

”Die Ausübung einer Gemeinschaftspraxis durch mehrere Zahnärzte ist

ordnungen ihren Niederschlag g
4„ Auflo, 420 Lieferung, Mai 7

nur zulässig, nachdem die Zahnärztekammer festgestellt hat, daß die

beabsichtigte Ausübung der Gemeinschqftspraxis nicht die Interessen

der Patienten gefährden wird”° Dieselbe Bestimmung enthält die Be—

rufsordnung der Zahnärztekammer Nordrhein vom 200 Juli 1955 in der
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Fassung vom 150 April 4958 (MB1 Nordrhein—Westfalen 4958,

916)„ Dagegen ist in den Berufsordnungen der Ärzte nach wie

vor die Gemeinschaftspraxis nur als Ausnahme vorgesehen
(vglo @ 48 Nr:) 1‚der Berufsordnung für die deutschen Ärzte,

ÄM 1956, 945} "Die Errichtung einer Gemeinschaftspraxis .

'ist nur in Ausnahmefällen und mit Genehmigung der Ärztekam—

mer zulässig“), Diese unterschiedliche Auffassung in den
Berufsordnungen der Zahnärzte und Ärzte mag, wie das LSG

angenommen hat, darauf zurückzuführen sein, daß der ärztli—

che Beruf im Gegensatz zu dem jüngeren zahnärztlichen Beruf

noch stärker in der traditionellen und bisher sorgfältig

gehüteten engen perSönlichen Verbundenheit zwischen Arzt und

Patient verwurzelt ist und die ärztliche Behandlung gegen—

über der zahnärztlichen regelmäßig einen weit stärkeren

Eingriff in die Intimsphäre mit sich bringto Jedenfalls muß

die in den zahnärztlichen Berufsordnungen zum Ausdruck gekom—

mene freiere Beurteilung der Zulässigkeit einer Gemeinschafts—

praxis als Form freiberuflicher zahnärztlicher Tätigkeit im

Rahmen der nach € 568 c Abs, } RVO gegebenen Ermächtigung

auch vom Verordnungsgeber beachtet werden„

Dieser hat jedoch aus dem repressiv zur Gefahrenabwehr auf—

gestellten Grundsatz des Berufrechts, daß die Genehmigung

zur gemeinsamen Ausübung der kassenzahnärztlichen Praxis nur
zulässig ist, wenn die beabsichtigte Ausübung der Gemein—

schaftspraxis nicht die Interessen der Patienten gefährden

wird, eine Bedürfnisklausel gemacht, die die Zulassung einer
Gemeinschaftspraxis nahezu unmöglich macht„ Die Versorgung

Zulassung einer Gemeinschaftspraxis, während die Feststel—

lung, daß die Interessen der Patienten durch die Ausübung

lich viel leichter möglich ist„ Demnach wird die strenge
Regelung des % 55 Abs‘) 2 Satz 4 ZulOZ nicht durch die in

€ 568 c Abs° 5 BVG genannten”Grundsätze der Ausübung eines
freien Berufe" gedeckt,
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Nun ist zwar denkbar, daß das kassenzahnärztliehe Zulassungs—

recht durch den zweiten Leitgedanken, der der Ermächtigung

des 5 368 c Abso 5 BVD innewohnt — nämlich die Sicherung

der zahnärztlichen Versorgung der Versicherten — zu einer wei—

tergehenden Einschränkung der Zulassung der Gemeinschafts—

praxis legitimiert wird, als sie das allgemeine Berufsreeht

kennto Was in der Privatpraxis noch tragbw sein kann,

braucht in der Kassenpraxis nicht mehr hingenommen zu wer—

_den, wenn die Sicherstellung der kassenzahnärztlichen Ver—

sorgung eine straffere Handhabung rechtfertigt (BSG EO, 52,

55)0 So hat der erkennende Senat in der genannten Entschei—

ung die strengere Regelung des 5 52 Abso 2 und 3 ZulOZ ge—

genüber dem allgemeinen Berufsrecht — Genehmigung der Be—

schäftigung eines Assistenten — für zulässig erachtet, weil

eine übergroße Kassenpraxis eine gefahr für die Sicherstel—

lung der kassenzahnärztliehen Versor rgun gbedeuteto

Der Verordnungsgeber hat sich aber in seiner Regelung der

gemeinsamen Ausübung kassenzahnärztlieher Tätigkeit nicht

darauf besch=änkt, eine spezifische Gefährdung der Sicher—

stellung der kassen ahnärztlichen Versorgung abzuwehren,

sondern auf ein bei"rfpig für die Versorgung der Versicher—

ten abgestellt° Ein solches Erfordernis mag der Gesetzgeber

unter bestimmten Voraussetzungen aufstellen können, wie er

es für die Beteiligung leitender Krankenhausärste an der

kassenärstliehen Versorgung in € 568 a Abs° 8 Satz 4 BVG

getan hat (vgla zur Verfassungsmäßigkeit dieser Vorschrift

BVerfG 16, 286)0 Für die Regelung der gemeinsamen Ausübung

kassensahnärztlicher Tätigkeit in € 568 c Abs„ 5 BVG hat

er jedoch davon abgeseheno Ohne eine gesetzliche Grundlage

darf der Verordnungsgebor aber — auch gerade im Hinblick

auf die Freiheit der zahnärztlichen se1u1suat1"ke1t — eine

sdhghe Bedürfnisklausel nicht einführen°

Demnach wird S 55 Abso Satz 4 ZulOZ durch 5 568 c Absa 5

t H
-f

U

RVG nicht gedeclc t für die gemeinsame Ausübung hassen»’

zahnarztlicher Tätiglqeit darauf abgestellt ist, daß die

_\ |\) 1
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Versorgung der Versicherten sie erfordert° Die fragliche Bestim—
mung ist insoweit nichtig°

% 55 Abs° 2 Satz 4 RVG bleibt auch mit dieser Einschränkung
anwendbaro Allerdings kann der von der Ermächtigungsnorm nicht

gedeckte Teil der genannten Bestimmungen nicht einfach in eine

Fassung umgedeutet werden, die mit 5 568 c Abs" 5 EVO in Einklang

stünde, so daß etwa anstatt der in S 55 Abso 2 Satz 4 ZulOZ ent—

haltcnen Fassung: "wenn die Versorgung der Versicherten es er—
fordert” zu lesen wäre: ”wenn die Versorgung der Versicherten

nicht dadurch gefährdet wird”„ Ein solches Vorgehen könnte zwar

unter dem Gesichtspunkt vertretbar erscheinen, daß die der Er—

mächtigungsnorm gemäße Fassung als ein Minus in dem vom Verord—

nungsgeber formulierten Tatbestand enthalten wäreo Dennoch liefe

eine den Sachgehalt der Norm besehränkende Umdeutung auf eine

Änderung der Norm hinaus, zu der die Gerichte nicht befugt sind

(vgl„ BVerfG 16, 506, 529 zu einem ähnlichen Sachverhalt)o

Deshalb bleibt 5 53 Abs„ 2 Satz 4 ZulOZ nach Feststellung seiner

Teilnichtigkeit nur in der Gestalt anwendbar, daß der Satzteil:

“wenn die Versorgung der Versicherten es erfordert” als wegge—

fallen gedacht wird° Das setzt jedoeh voraus, daß mit Sicherheit

anzunehmen ist, der Verordnungsgeber würde, wäre er sich der Ge—

setzwidrigkeit des von der Ermächtigungsnorm nicht gedeckten

Teils der verordneten Norm bewußt gewesen, diese Norm auch ohne

den nichtigen Teil — also in verkürztcr Gestalt — erlassen haben

(vglo BVerfG 47, 448, 452 zu dem ähnlichen Problem der Teilnich—

tigkeit einer verfassungswidrigen Norm), Diese Annahme ist im

vorliegenden Fall berechtigt" 5 55 Abs. 2 Satz 4 ZulOZ behält in

seiner bereinigten Form als entscheidende Voraussetzung für die

‘Zustimmung zur gemeinsamen Ausübung kassenzahnärztlieher Tätig—

keit die Vorschrift, daß "landesrechtliche Vorschriften über die

zahnärztliche Berufsausübung dem nicht entgegenstehen”„ Damit ist
aber die wesentliche Voraussetzung genannt, die den auf die zahn—

———.=—--—.-——-

enthält, daß deren Versorgung durch die gemeinsame Ausübung der
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kasscnzahnärztlichen Tätigkeit nicht gefährdet sein dürfe„

Das maßgebende Berufsreeht verlangt nämlich, indem es auf

die Gefährdung der Interessen der £?tipptgn schlechthin ab—

hebt, die Beachtung des gleichen Grundgedankens auch für die
Versicherteno Deshalb kann davon ausgegangen werden, daß der

Verordnungsgeber in Kenntnis der Teilnichtigkcit des 5 55

Abso 2 Satz 4 EVO diese Norm in ihrer verkürzten Gestalt
— (

erlassen hätte()

Das LSG hat — gestützt auf die Stellungnahmen der zuständi—

gen Zahnärztekammer und der beigeladenen KZÄV— festgestellt,

daß die Interessen der Patienten durch die von den Klägern

gemeinsam ausgeübte kassenzahnärztliche Tätigkeit nicht ge—

fährdet werden" Da auch die weiteren Voraussetzungen für die

Zustimmung (% 55 Abs. 2 Satz 3 ZulOZ) vorliegen, haben die

;

Kläger einen Rechtsanspruch auf die Erteilung der Zustimmung

(vgla BSG s, 256, 265)„ ' "
„ _Jy ..

Demnach waren die Revisionen des beklagten Berufungsausschus—

ses und des beigeladenen Landesverbandes der Ortskrankenkas—

sen als unbegründet z;urückzuweisen° 3„
‘ .

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 Abs° 4 SGG„
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